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1. Einführung 

Die Worte „transparent“ und „Transparenz“ werden in der Politik und den verschiedenen wis-
senschaftlichen Disziplinen mit sehr unterschiedlichen Bedeutungen verwendet. In der Litera-
tur werden verschiedene Arten von Transparenz unterschieden, z.B. aktive und passive Trans-
parenz. Vom Gegenstand her wird unterschieden zwischen objektbezogener, struktureller und 
prozeduraler Transparenz und von den Akteuren her zwischen strategischer und rezipierter 
Transparenz. Aktive Transparenz besteht, wenn Verwaltungen von sich aus Informationen 
veröffentlichen; passive, wenn sie dies nur auf Antrag tun.  

Keine Systematik von Transparenz bei rechtlichen Regelungen 

Die einschlägigen Gesetze und Satzungen … 

- …wollen nicht näher definierte Transparenz durch die Verpflichtung zur Ge-
währung von Zugang zu und/oder Veröffentlichung von Informationen herstel-
len. 

- …nennen eine bunte Mischung verschiedener Kategorien von Informationen: 
Organisationspläne, die strukturelle Transparenz herstellen; Protokolle, die 
prozedurale Transparenz ermöglichen; Haushaltspläne für interne objektbezo-
gene Transparenz und Umweltmesswerte zur externen Transparenz u.a.m.  

Die hier vorgenommene Strukturierung der verschiedenen Vorschriften orientiert sich am je-
weiligen Gegenstand, über den Transparenz hergestellt werden soll.  

In einem ersten Abschnitt werden Regelungen gegenübergestellt, die ein Zugangsrecht zu 
prinzipiell allen bei einer Behörde oder anderen informationspflichtigen Stellen vorhandenen 
amtlichen Informationen mit näher definierten Ausnahmen gewähren. Der Zugang soll auf An-
trag gewährt werden und zunehmend auch durch pro-aktive Bereitstellung näher bezeichneter 
Informationen. Auf Bundes- und Landesebene handelt es sich um Informationsfreiheits- oder 
Transparenzgesetze, auf kommunaler Ebene um Informationsfreiheits- oder Transparenzsat-
zungen. Für einzelne Bereiche gibt es spezielle Regelungen, die rechtlich den allgemeinen 
Regelungen vorgehen. Dies gilt insbesondere für die Bereiche Umwelt, Verbraucherschutz, 
Haushalt und Finanzen sowie Planung (Raumordnung, Infrastrukturen). Diese werden in ei-
nem zweiten Abschnitt betrachtet.1 

 
2. Regelungen zum allgemeinen Zugang zu amtlichen Informationen 

Der dominierende Ansatz, um die Verwaltung transparenter zu machen, ist die gesetzliche 
Verpflichtung, Zugang zu den bei ihr vorhandenen Informationen zu gewähren. Dies war lange 
Zeit nur für die an einem Verwaltungsverfahren Beteiligten nach den Verwaltungsverfahrens-
gesetzen des Bundes und der Länder der Fall. Ein Antrag auf Zugang musste individuell be-
gründet werden. 

  

                                                
1 Vor allem aus Gründen der Übersichtlichkeit wurden eine Reihe weiterer bereichsspezifischer Regelungen nicht mit aufgenommen. Dies 
gilt insbesondere für Regelungen zu Informationen der Amtlichen Statistik, Geodaten, Regelungen für Parlamente und Parteien, für Hoch-
schulen, Öffentliche Unternehmen sowie für das große Feld der Regelungen für privatwirtschaftliche Unternehmen. Die Auswahl beschränkt 
sich beispielhaft auf bemerkenswerte Unterschiede zwischen ähnlichen Regelungen. Nicht berücksichtigt wurden Gesetzesentwürfe, auf 
kommunaler Ebene, wohl aber zwei Empfehlungen für kommunale Satzungen. 
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Informationsfreiheitsgesetz des Bundes (BundesIFG) – Umkehr der Begründungspflicht, 
aber noch passive Transparenz 

 Nach dem BundesIFG von 2006 kann man Zugang zu einer konkreten Information bei 
der Stelle beantragen, die über diese Information verfügt. 

 Die Begründungspflicht wird umgekehrt. Die Verwaltung muss begründen, warum sie ei-
nen Antrag auf Zugang ablehnt.  

 Das BundesIFG beinhaltet keine nennenswerte Veröffentlichungspflicht. 

 Es wurde 2011 evaluiert; Empfehlungen wurden nicht umgesetzt.  

 Seitdem wurde lediglich ein Aktionsplan zur Umsetzung der Open Data Charta der G8 
von der Bundesregierung verabschiedet. Er ist eine Selbstverpflichtung zur Veröffentli-
chung einiger Datensätze.  

Der Aktionsplan folgt einem alternativen Ansatz zu den deutschen IFG: Nach Vorbild der Open 
Data Direktive von US-Präsident Obama wird keine allgemeine Verpflichtung zur Veröffentli-
chung von Kategorien von Informationen vorgeschrieben - pro Behörde werden eine be-
stimmte Anzahl von Datensätzen innerhalb eines definierten Zeitraums und die Benennung 
einer dafür verantwortlichen Stelle vorgegeben (quantitative überprüfbare Ziele). 

Drei Generationen von Informationsfreiheitsgesetzen 

Die Bundesländer waren mit ihren IFGs immer schon Vorreiter gegenüber dem 
Bund. Man kann drei Generationen unterscheiden:  

1. Informationszugang durch Antrag bei der Stelle, die über die begehrte Informa-
tion verfügt; nur Pflicht zur Veröffentlichung von Organisations- und Aktenplä-
nen (IFG Brandenburg 1998, Berlin 1999, Schleswig-Holstein 2000, Nordrhein-
Westfalen 2002, Bund 2006). 

2. Umfassendere Veröffentlichungspflicht für eine Reihe von näher bezeichneten 
Dokumenten und deren Bereitstellung über ein zentrales Informationsregister 
(FG Bremen 2006); Wegfall der Hürde, die richtige Antrags-Stelle zu finden 
und direkter Zugang zu den Dokumenten). 

3. Bereitstellung prinzipiell aller vorhandenen Informationen auch in maschinen-
lesbarer Form über ein zentrales Informationsregister / Datenportal in offenen 
Formaten zur Weiterverwendung und -verarbeitung (Offene Verwaltungsdaten) 
(Transparenzgesetz Hamburg 2012 und Rheinland-Pfalz 2015). 

Es hat einen Grund, dass die Stadtstaaten führend sind. Das Beispiel Rheinland-Pfalz zeigt 
das Problem der Flächenländer, Kommunen zu verpflichten. Bei diesen gibt es mehr begehrte 
Informationen als bei den Landesbehörden. Eine gesetzliche Verpflichtung ist wegen der kom-
munalen Selbstverwaltung nur im Konsens durchsetzbar, weil im Zweifel das Land die Kosten 
der Verpflichtungen tragen muss (Konnexitätsprinzip). Im Transparenzgesetz Rheinland-Pfalz 
sind als Kompromiss Übergangsfristen von mehr als fünf Jahren vereinbart worden. In Baden-
Württemberg wurde das Transparenzgesetz im Dezember 2015 zunächst ohne den Paragra-
phen zur Veröffentlichungspflicht verabschiedet. 

 

Aktueller Stand auf Länderebene2 

 Vier Bundesländer haben noch kein Informationsfreiheits- oder Transparenz-
gesetz: Bayern, Hessen, Niedersachsen und Sachsen. 

 Drei Bundesländer haben ihre rund 15 Jahre alten Gesetze bisher nicht novel-
liert und keine pro-aktiven Veröffentlichungspflichten: Brandenburg (1998), 
Berlin (1999), Nordrhein-Westfalen (2002).  

                                                
2 https://netzwerkrecherche.org/handwerk/informationsfreiheit-und-auskunftsrechte/ifg-guide/IFG-Landesgesetze/  

https://netzwerkrecherche.org/handwerk/informationsfreiheit-und-auskunftsrechte/ifg-guide/IFG-Landesgesetze/
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Zivilgesellschaftlich angestoßene Mustersatzungen in Bayern und NRW 

Wo die Politik von sich aus nicht tätig wird, ergreifen zivilgesellschaftliche Organisa-
tionen die Initiative: 

 In Bayern wurde vom Bündnis Informationsfreiheit für Bayern (Transparency In-
ternational, Mehr Demokratie und Humanistische Union) eine Mustersatzung für 
Kommunen erarbeitet.  

 Über 80 Kommunen in Bayern haben sie übernommen, außerhalb Bayerns z. B. 
Dresden. 

 Inhaltlich geht sie nicht weit über die Regelungen des BundesIFG und den 
Stand der Ratsinformationssysteme hinaus. 

 Die Mustersatzung des Bündnisses „NRW blickt durch“ (Bund der Steuerzahler, 
Mehr Demokratie, NaBu, Transparency International) orientiert sich an den wei-
tergehenden Regelungen des Hamburgischen Transparenzgesetzes. Sie 
wurde, soweit erkennbar, bisher von keiner Kommune übernommen. Der Rat 
der Stadt Köln hat im November 2015 die Verwaltung beauftragt zu prüfen, ob 
eine Übernahme möglich ist. 

Unterschiede zwischen grundsätzlich ähnlichen Regelungen 

Die neueren Gesetze mit pro-aktiven Veröffentlichungspflichten unterscheiden sich vor allem 
bei den Listen der zu veröffentlichenden Informationen, dem Geltungsbereich über die unmit-
telbaren Behörden hinaus, den Ausnahmen bzw. Ablehnungsgründen sowie der Kontrolle der 
Einhaltung der Vorschriften. 

 Umstrittene Informationen: Protokolle von Kabinetts- u. ä. Sitzungen, abgeschlossene 
Verträge und Einzelangaben zu Subventionen und Bauvorhaben sowie Vergütungen an 
die Leitungsebene von Tochtergesellschaften.  

 Geltungsbereich: bei der Aufzählung der verpflichteten Stellen und der Ausnahmen wie 
Strafverfolgungsbehörden, Gerichte, Universitäten, Parlamente; mittlerweile werden 
Tochtergesellschaften des öffentlichen Rechts, an denen ein Land beteiligt ist, verpflich-
tet, seltener privatwirtschaftliche Unternehmen, die öffentliche Aufgaben wahrnehmen 
und dabei unter der Aufsicht einer Landesbehörde stehen (damit sich Verwaltungen der 
Veröffentlichungspflicht nicht durch Ausgliederung von Aufgaben entziehen). 

 Weitgehend identische Arten von Ablehnungsgründen: wenn die Bekanntgabe dem 
Schutz öffentlicher Belange (insbes. Sicherheit), des internen Entscheidungsprozesses, 
von personenbezogenen Daten, von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen und des geis-
tigen Eigentums entgegensteht. Unterschiede im Detail sowie beim Abwägungsgebot: 
wirken diese Gründe unbedingt oder muss abgewogen werden (z. B. Schutz von Be-
triebs- und Geschäftsgeheimnissen vs. gesundheitliche Risiken von Produkten oder 
Emissionen) und sollen Teilveröffentlichungen erfolgen, wenn nur Teile betroffen sind. 

 Kontrolle der Einhaltung: keine nähere Kontrollpflicht von Landesbeauftragten für Daten-
schutz und Informationsfreiheit (LfDI). Ihre Berichte betreffen nur Fälle, mit denen sie be-
fasst wurden. Teilweise sind Statistiken über die Anzahl der Anträge und Ablehnungen zu 
führen. In Bremen seit 2016 Berichtspflicht des Senats an die Bürgerschaft. 
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3. Bereichsspezifische Regelungen 

Wie unterschiedlich die spezifischen Zwecke sind, die mit Transparenz durch Veröffentli-
chungsgebote verfolgt werden, zeigen die verschiedenen bereichsspezifischen Regelungen. 

 

Bereich der öffentlichen Finanzen von Bund und Ländern 

 Etablierte Verpflichtung, den Haushalt per Gesetz zu verabschieden und ihn damit auch 
öffentlich zugänglich zu machen. 

 Wesentliches Motiv: die Kontrolle sparsamer Haushaltsführung bzw. die Verhinderung 
von Verschwendung und Korruption. 3 

 Aber: unpassende Darstellung - z. B. der 3.000 Seiten umfassende Bundeshaushalts-
plan. 

 Daher Ergänzung durch z. B. die 20 größten Steuervergünstigungen des Bundes, die 
größten sonstigen steuerlichen Regelungen des Bundes, die 20 größten Finanzhilfen des 
Bundes, ÖPP-Projekte und privat vorfinanzierte öffentliche Baumaßnahmen.  

 In jüngster Zeit Bereitstellung der Daten in maschinenlesbarer Form. Dritte können die 
Einnahmen- und Ausgabenkategorien visualisieren und vergleichen.  

 Aber: Die tatsächlichen Ausgaben werden in deutschen öffentlichen Haushalten nur pau-
schal für einzelne Ausgabenarten für ein Jahr angegeben. In Großbritannien müssen alle 
Einzelausgaben über 250 GBP veröffentlicht werden. 

 

Umweltinformationsgesetze (UIG) von Bund und Ländern 

 Umsetzung einer EU-Verordnung von 2000 durch den Bund 2005 und weitgehend gleich-
lautende ergänzende Gesetze der Länder.  

 Die Veröffentlichung von Daten zur Qualität der Umwelt und Umweltbelastungen soll zu 
umweltbewussterem Verhalten führen (externe Transparenz). 

 Daneben geht es auch um die Offenlegung interner Abläufe, Pläne und Entscheidungen 
und Unterlagen wie Gutachten (interne Transparenz).  

 Transparenz der Aufsichtsfunktion: öffentliche Stellen kontrollieren Unternehmen, deren 
Tätigkeit die Umwelt beeinflussen kann, veröffentlichen Informationen über Verstöße und 
sind zur pro-aktiven Warnung bei akuten Gesundheitsgefahren verpflichtet. 

 

Verbraucherinformationsgesetz (VIG) vom Bund für die Länder 

Ähnlichen Zwecken dient das Verbraucherinformationsgesetz (VIG) in Bezug auf den gesund-
heitlichen Verbraucherschutz. Es regelt den Umgang mit Informationen, die im Rahmen ande-
rer Gesetze, insbesondere dem Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch sowie dem Produkt-
sicherheitsgesetz entstehen. 

 Geltungsbereich: dieses Bundesgesetz gilt unmittelbar für die Behörden auf Landes-
ebene, die Aufgaben nach den genannten Gesetzen wahrnehmen. Unklar bleibt, wieweit 
Gesundheitsämter und andere Ämter auf kommunaler Ebene verpflichtet werden, z. B. 
den Zugang zu Ergebnissen der Hygienekontrolle von Gaststätten herauszugeben.  

 Kritik: weitestgehend nur Zugang per Antrag; auch Novellierung 2011 enthält nur Kann- 
aber keine Sollvorschriften zur pro-aktiven Veröffentlichung.  

 Hohe Risiken: das Risiko von Fehlinformationen und eventuellen Haftungsansprüchen 
wird hier höher eingeschätzt als bei Umweltbelastungen. Fälle in der Vergangenheit zei-
gen, dass ein Warnhinweis auf Gesundheitsrisiken, die von einem Produkt ausgehen, 
gravierende wirtschaftliche Folgen nicht nur für den betreffenden Hersteller, sondern für 
eine ganze Region oder Branche haben.  

                                                
3 So dient das Gesetz zur Schaffung von mehr Transparenz in öffentlichen Unternehmen im Lande Nordrhein-Westfalen  („Transparenzge-
setz)“ vom 17.Dez. 2009 der Veröffentlichung von Bezügen, Vergütungen, Abfindungen u. ä. aller Führungskräfte, Aufsichts- und Beiräte 
von Landesbehörden und Unternehmen, an denen das Land beteiligt ist, um Vetternwirtschaft zu erschweren. 
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 Schwierige Abwägung von Interessen: Der komplexe Katalog der herauszugebenden In-
formationen, der Ausnahmen und der Ausnahmen von den Ausnahmen zeigt die beson-
ders schwierige Güterabwägung auf diesem Gebiet. 

 

Sinnvolle Spezialisierung oder verwirrende Zersplitterung ? 

Allgemeine Verwaltungsinformationen, Informationen über die Umwelt und den ge-
sundheitlichen Verbraucherschutz haben einiges gemeinsam und sind doch unter-
schiedlich. Ist die Dreiteilung der Gesetze sinnvoll oder hinderlich? 

 Die Trennung von IFG und UIG im Land Bremen verdeutlicht ein Problem: 
Beide Landesgesetze schreiben die Veröffentlichung von Daten in einem zent-
ralen Informationsregister bzw. Umweltinformationssystem vor. Weil bereichs-
spezifische Regelungen Vorrang haben vor den allgemeinen, müssen Behör-
den im Geltungsbereich des BremUIG ihre Informationen nur im Umweltinfor-
mationssystem veröffentlichen, nicht aber im zentralen Informationsregister 
nach BremIFG, das dadurch unvollständig und nicht mehr „zentral“ wird.  

 Schleswig-Holstein hat daher sein Informationsfreiheitsgesetz 2012 novelliert 
und mit dem UIG des Landes integriert. Auch die neueren Transparenzgesetze 
in Hamburg und Rheinland-Pfalz tun dies.  

 Die Umweltorganisation Greenpeace, der Journalistenverband Netzwerk Re-
cherche und die Deutsche Gesellschaft für Informationsfreiheit haben 2010 
dem Bundesjustizministerium einen Entwurf für ein Bürgerinformationssystem 
übergebe, der neben dem IFG und dem UIG des Bundes auch das VIG inte-
griert.4 Hier werden die Listen der zu veröffentlichenden Informationen und der 
Ausnahmen sehr lang und wenig übersichtlich. Und die unterschiedlichen Inte-
ressen erschweren eine politische Einigung und parlamentarische Verabschie-
dung. 

 

Transparenz von Planungen zur Stadt- und Landesentwicklung, Bebauung, Verkehrswegen 
und anderen Infrastrukturen  

Wiederum andere Zwecke verfolgen die Vorschriften zur Veröffentlichung von Planungen zur 
Stadt- und Landesentwicklung, Bebauung sowie von Verkehrswegen und anderen Infrastruk-
turen. Hier gibt es seit den 70er Jahren Auslegepflichten der Vorhabenträger und Genehmi-
gungsinstanzen. Aktiv zu informieren sind bisher im Rahmen der sogenannten Öffentlichkeits-
beteiligung nur die Träger öffentlicher Belange, wie Naturschutzverbände und andere Behör-
den. In Bezug auf die unmittelbare Betroffenheit von wenig transparenten Projekten hat der 
VDI eine Richtlinie erarbeitet, die konkrete Empfehlungen für privatwirtschaftliche und öffentli-
che Vorhabenträger beinhaltet.5 

 

Information in und über Bürgerbeteiligung  

Baden-Württemberg ist das einzige Bundesland, welches das Bekenntnis zu früherer und um-
fassender Bürgerbeteiligung in eine Rechtsvorschrift umgesetzt hat: 

 Eine Verwaltungsanweisung verpflichtet die Behörden als Vorhabenträger bei Raumord-
nungs- und Planfeststellungsverfahren zu früherer und umfassenderer Information als die 
gesetzlichen Vorschriften vorschreiben.  

                                                
4 https://netzwerkrecherche.org/handwerk/informationsfreiheit-und-auskunftsrechte/ifg-guide/entwurf-buergerinformationsgesetz/  
5 VDI Richtlinie 7000 Frühe Öffentlichkeitsbeteiligung bei Industrie- und Infrastrukturprojekten. Berlin 2015 

https://netzwerkrecherche.org/handwerk/informationsfreiheit-und-auskunftsrechte/ifg-guide/entwurf-buergerinformationsgesetz/
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 Primäres Ziel: Bürgerinnen und Bürger sollen sich frühzeitig über geplante Veränderun-
gen in ihrer baulichen Umwelt informieren und dann auch beteiligen können, um Einfluss 
zu nehmen, und/oder die Planungen besser akzeptieren können.  
Voraussetzung ist allerdings, dass die Bürgerinnen und Bürger auch erfahren, bei wel-
chen Projekten sie sich informieren und beteiligen können, und die Behörden dies ent-
sprechend bekanntgeben: 

 Die Stadt Heidelberg hat 2012 in ihren mit Bürgerinnen und Bürgern erarbeiteten Leitli-
nien für mitgestaltende Bürgerbeteiligung eine frühzeitige Information durch eine Vorha-
benliste verankert. Die Stadtverwaltung erstellt in Abstimmung mit dem Gemeinderat fort-
laufend eine Liste der Planungen und Projekte, bei denen eine Beteiligung in Frage 
kommt und die im Internet veröffentlicht und in den Bürgerämtern ausgelegt wird.6 

 Auch andere Städte, wie z.B. Berlin, veröffentlichen im Internet Listen mit Bauvorhaben 
und anderen Projekten der Stadtentwicklung und mit Umweltrelevanz mit Angaben zu 
Beteiligungsmöglichkeiten und Links zu den Unterlagen.7 

 Auf Landesebene veröffentlicht Baden-Württemberg eine Beteiligungslandkarte. Dort 
werden allerdings nur Vorhaben erfasst, die von den Trägern freiwillig gemeldet werden.8 
Ähnliches ist in Nordrhein-Westfalen im Aufbau.  

 Bundesweit wurde 2012 die Plattform www.politik.de gestartet, um einen Gesamtüber-
blick über Beteiligungsmöglichkeiten zu geben. Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Tex-
tes war die angegebene Adresse nicht erreichbar.9 
 

Bei diesen Informationsangeboten müssen Bürgerinnen und Bürger immer wieder auf diesen 
Seiten nachsehen, ob eine für sie relevante Planung ansteht. Die Erfahrung zeigt, dass die 
meisten das nicht tun. Eine wirklich pro-aktive Informationsstrategie findet man in Großbritan-
nien und Australien mit einem Informationsdienst „Planning alert“. Man registriert sich mit einer 
E-Mail-Adresse und gibt seine Postleitzahl an. Wann immer für dieses Gebiet eine Planung 
beginnt, wird man darüber automatisch informiert.10 Dahinter steht ein Planungsfinder, ein 
Webdienst, der alle Planungsvorhaben aller Behörden aktiv sammelt und auf einer Landkarte 
zusammenstellt.  

Strategische und rezipierte Transparenz: Modellprojekt A 33 Nord 
Nachvollziehbare Planungen, verständliche Erläuterung von Gründen, Akzep-

tanzverbesserung  

 Dialogforum aus Landesbehörde, Institutionen und Initiativen plante, welche 
Informationen möglichst verständlich auf Veranstaltungen, in Broschüren und 
Flyern sowie im Internet veröffentlicht und zur Diskussion gestellt werden.  

 Inhaltlich Untersuchung von Fauna und Flora und notwendige Ausgleichs-
maßnahme, ein Verkehrsgutachten, ein schalltechnisches und ein landwirt-
schaftliches Gutachten, die Wegplanung und rechtliche Fragen der Anlieger. 

 Format: Vor allem persönliche Präsentation der geplanten Untersuchungen 
und ihrer Ergebnisse auf Veranstaltungen in den anliegenden Gemeinden, mit 
der Möglichkeit der betroffenen Bürgerinnen und Bürger Fragen zu stellen. 

 Protokolle der Sitzungen des Dialogforums und Zusammenfassungen der In-
formationsveranstaltungen sowie alle Berichte und Gutachten wurden stets 
aktuell auf der Website der Landesbehörde veröffentlicht. 11 

 Eine besondere Innovation ist eine interaktive Überflugsimulation über die 
Trassenführung, bei der man Brücken und Unterführungen erkennen kann. 

                                                
6 http://www.heidelberg.de/hd,Lde/HD/Rathaus/Vorhabenliste.html  
7 http://www.stadtentwicklung.berlin.de/planen/b-planverfahren/de/plaene.shtml  
8 http://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/de/informieren/beteiligung-vor-ort/beteiligungskarte/  
9 https://www.politik.de/politikde/de/journal/45736/post/9  
10 http://www.planningfinder.co.uk/about   sowie https://www.planningalerts.org.au/  
11 http://www.buergerdialog-a33nord.de/index.php?id=43  

http://www.politik.de/
http://www.heidelberg.de/hd,Lde/HD/Rathaus/Vorhabenliste.html
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/planen/b-planverfahren/de/plaene.shtml
http://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/de/informieren/beteiligung-vor-ort/beteiligungskarte/
https://www.politik.de/politikde/de/journal/45736/post/9
http://www.planningfinder.co.uk/about
https://www.planningalerts.org.au/
http://www.buergerdialog-a33nord.de/index.php?id=43
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 Aber: Der anberaumte Zeitraum von zwei Jahren hat nicht ausgereicht, um bis 
zur Genehmigungsplanung zu gelangen. Der gesamte Planungszeitraum für 
dieses 30 km lange Autobahnstück beträgt sechs bis acht Jahre (ohne Bau-
zeit).  

 Und: Die Kosten für eine solche aufsuchende Informationsstrategie und der 
Zeitaufwand bei der Planungsbehörde betragen ein Vielfaches des üblichen 
Aufwands für die gesetzlich vorgeschriebene Öffentlichkeitsbeteiligung und 
sind nach Auskunft der Behördenleitung ohne Personalaufstockung nicht wie-
derholbar. 

 

4. Umsetzung und Wirkung der Regelungen 

Auch wenn es in dieser Ausarbeitung um einen Überblick über bestehende Regelungen geht, 
so ist ein kurzer Blick auf deren Umsetzung und die Erreichung der jeweiligen Ziele geboten. 
Dazu liegen zwar nur wenige Untersuchungen vor, die jedoch erhebliche Lücken zwischen 
den Gesetzen und Satzungen einerseits und deren Umsetzungen und Wirkungen andererseits 
aufzeigen. 

 

Umsetzunglücken 

 Fehlende Evaluation: Bisher sind nur drei IFG aufgrund gesetzlicher Vorschrif-
ten evaluiert worden (Bund, Bremen und Mecklenburg-Vorpommern).  

 Vertiefende Studie zur Umsetzung IFG Bremen: Die Landesbehörden veröf-
fentlichen keineswegs alle im Gesetz genannten Dokumente und wenn, dann 
teilweise nicht im zentralen Informationsregister, sondern auf den eigenen Sei-
ten. 

 Hauptgründe: Fehlende klare organisatorischen Regelungen zu Zuständigkei-
ten und Unsicherheit in Bezug auf die Kriterien (Gebote und Ausnahmen). Un-
tersuchungen aus anderen europäischen Ländern über die Veröffentlichung 
von offenen Verwaltungsdaten bestätigen dies.  

 Hohe Komplexität: Die Unsicherheit der Mitarbeiter, ob eine Information veröf-
fentlichtwerden darf oder nicht, entsteht vor allem durch die vielfältigen Aus-
nahmen und in Bezug auf Konsequenzen falscher Entscheidungen. 

 Bundesweit: Eine Bestandsaufnahme im Jahr 2014 zeigt große Unterschiede 
ohne Muster bei der Veröffentlichung von Daten: Rheinland-Pfalz veröffentlicht 
mehr als 100mal so viele Daten zu Bildung und Wissenschaft sowie Geogra-
phie wie andere Portale, aber fast keine Daten zu Gesundheit, Infrastruktur und 
Umwelt. Bei Gesundheitsdaten ist Berlin führend, bei Infrastrukturdaten Ham-
burg. Aber Hamburg veröffentlicht kaum Daten zu Bildung/Wissenschaft.12 

 

Wirkungs- und Wissenslücken  

Wenn es um Vergleiche der Transparenz verschiedener Gebietskörperschaften geht, wird teil-
weise die Anzahl der veröffentlichten Dokumente oder Datensätze herangezogen. Überwie-
gend wird in der Fachliteratur jedoch die Auffassung vertreten, dass diese Zahlen etwas über 
die Transparenzkultur im Sinne der Veröffentlichungsbereitschaft aussagen (interne oder stra-
tegische Transparenz), aber nicht über die politisch gewollte und mit den Regelungen erreich-
ten Transparenzziele (rezipierte Transparenz). Bei der Bewertung der Ansätze ist zwischen 
drei verschiedenen Ergebnisgrößen zu unterscheiden:  

                                                
12 http://www.ifib.de/publikationsdateien/Offene_Daten_Projektbericht_final.pdf  

http://www.ifib.de/publikationsdateien/Offene_Daten_Projektbericht_final.pdf
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- Output ist die Anzahl der zugänglichen Informationen (Anträge und bereitge-
stellte Dokumente)  leicht feststellbar (Anzahl der Anträge beträgt Promille der 
jeweiligen Bevölkerung). 

- Outcome ist die Anzahl der tatsächlich abgerufenen oder der tatsächlich ge-
nutzten Informationen  schwieriger festzustellen.  

- Impact ist die Wirkung, die diese abgerufenen und genutzten Informationen bei 
den Nutzenden erzeugen und damit die Erzielung der verfolgten Zwecke  es 
existieren keine Versuche, dies empirisch zu überprüfen!  

Dies ist angesichts der teilweise hohen Kosten der Datenbereitstellung und der Aktualisierung 
erstaunlich und bietet den Zögerlichen gute Ausreden. Es ist daher im allgemeinen Interesse, 
systematische Wirkungsstudien für die verschiedenen in den Gesetzen niedergeschriebenen 
Zwecke, von der Nachvollziehbarkeit von Entscheidungen und dem besseren Verständnis von 
Verwaltungsvorgängen über umweltbewussteres Verhalten und die Vermeidung von Miss-
brauch öffentlicher Mittel und Korruption bis zur allgemeinen demokratischen Kontrolle staat-
lichen Handelns zu erstellen. Speziell für die Bereitstellung von Informationen in maschinen-
lesbaren Formaten erscheint eine solche Überprüfung dringend geboten, weil die Kosten ge-
genüber der Veröffentlichung von Dokumenten um ein Vielfaches höher sind, die Verständ-
lichkeit für Bürgerinnen und Bürger jedoch nicht.



 

 

                                                
13 Gesetz zur Regelung des Zugangs zu Informationen des Bundes (Informationsfreiheitsgesetz) (IFG): http://www.gesetze-im-internet.de/ifg/index.html  
14 http://www.verwaltung-innovativ.de/SharedDocs/Publikationen/Pressemitteilungen/nationaler_aktionsplan_open_data_deutsch.pdf?__blob=publicationFile&v=5  

Reglungen zum allgemeinen Zugang zu amtlichen Informationen (Informationsfreiheits- und Transparenzgesetze und  
-satzungen) 

 Reglungsart/  
Titel 

Zweck Verpflichtet werden Verpflichtet zu Gegenstand 

1 Gesetz:  
Informationsfrei-
heitsgesetz des 
Bundes (IFG)13 
Deutscher Bundes-
tag 2006 

Verwaltungshandeln des 
Bundes soll durch erleich-
terten Informationszu-
gang transparenter und 
demokratische Beteili-
gungsrechte sollen ge-
stärkt werden. 

Behörden des Bundes, 
ausgenommen Nachrich-

tendienste und ähnliche 

Stellen mit Tätigkeiten nach 

Sicherheitsüberprüfungsge-

setz. 

Eröffnung des Zugangs auf An-
trag zu vorhandenen Informati-
onen ohne Begründung in be-
gehrter bzw. bei zu großem 
Aufwand in vorliegender Form. 
Hinzu kommt die proaktive Ver-
öffentlichung aufgezählter Do-
kumente. 

Zugang zu allen vorhandenen Informationen, die nicht unter 
die Ausnahmen fallen;  
Veröffentlichung „geeigneter Informationen“, auf jeden Fall 
Organisations- und Aktenpläne . 
Amtliche Information ist jede amtlichen Zwecken dienende 
Aufzeichnung, unabhängig von der Art ihrer Speicherung; Ent-
würfe und Notizen, die nicht Bestandteil eines Vorgangs wer-
den sollen, gehören nicht dazu. 

2 Beschluss der Bun-
desregierung: 
Nationaler Akti-
onsplan zur Um-
setzung der Open 
Data Charta der 
G814 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Aktionsplan ist als 
Teil des Regierungspro-
gramms "Digitale Verwal-
tung 2020" ein wesentli-
cher Schritt auf dem Weg 
zu mehr Transparenz im 
Regierungs- und Verwal-
tungshandeln und zu ei-
ner "Good Governance". 
Ziel der Bundesregierung 
ist es, mit dem Aktions-
plan zum Vorreiter bei der 
offenen Bereitstellung von 
Verwaltungsdaten zu wer-
den. 

Alle Bundesbehörden. 
Das Bundesministerium 
des Inneren (BMI) wird 
die Gesamt-koordination 
der Bereit-stellung von 
Daten der Bundesverwal-
tung im Bund-Länder-Por-
tal „GovData“ sowie der 
weiteren Open-Data-Akti-
vitäten in der Bundesver-
waltung übernehmen. Alle 
Ressorts werden bis Ende 
des dritten Quartals 2014 
Open-Data-Ansprechper-
sonen für die  
Koordinierung der Daten-
bereitstellung des jeweili-
gen Ressorts und Ge-
schäftsbereichs benennen.  

Jede Bundesbehörde soll bis 
zum Ende des ersten Quartals 
2015 mindestens zwei Daten-
sätze auf "GovData" veröffentli-
chen. Benannte Datensätze sol-
len in besser nach-nutzbarer 
Form veröffentlicht werden; 
Austausch zwischen Verwal-
tung, Wirtschaft, Wissenschaft, 
Zivilgesellschaft etc. durch Ent-
wicklertage; mit den Datennut-
zern gemeinsame Identifizie-
rung von Daten, die besonders 
wertvoll für die Entwicklung in-
novativer und für die Allge-
meinheit nützlicher Dienste  
sind und die priorisiert veröf-
fentlicht werden. 

In offenen Formaten über govdata: 
Haushalt & Finanzen: Bundeshaushalt sowie Haushaltsrech-
nung und Vermögensrechnung des Bundes 
Geodaten: Geodaten des Bundes 
Wahlen: Bundestagswahlen Wahlergebnisse, (aufgestellte und 
gewählte) Kandidaten, nach demografischen und anderen Kri-
terien sowie Geodaten zu Wahlkreiseinteilungen; Statistikdaten 
des Bundes  
Weitere Datensätze nach Ressorts u.a.: 
Auswärtiges Amt: Verzeichnis der Staatennamen für den amtli-
chen Gebrauch in der Bundesrepublik Deutschland 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS): Informa-
tionsstellen zur Frühförderung 
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) 
/ Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE): Na-
turwaldreservate 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ)/ Antidiskriminierungsstelle: Beratungsstellensuche 
der Antidiskriminierungsstelle 
BMI / BKA: Polizeiliche Kriminalstatistik 
BMI / Bundesverwaltungsamt: Abkürzungsverzeichnis 
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 
(BMJV) / Deutsches Patent- und Markenamt: Statistik zu den 
Schutzrechtsarten Patente, Gebrauchsmuster, Marken und ein-
getragene Designs 

http://www.gesetze-im-internet.de/ifg/index.html
http://www.verwaltung-innovativ.de/SharedDocs/Publikationen/Pressemitteilungen/nationaler_aktionsplan_open_data_deutsch.pdf?__blob=publicationFile&v=5


 

 

                                                
15 Gesetz über die Freiheit des Zugangs zu Informationen für das Land Bremen-Bremer Informationsfreiheitsgesetz (BremIFG): https://bremen.beck.de/bremen.aspx?vpath=bibdata\ges\brifg\cont\brifg.htm&mode=all  
16 Hamburgisches Transparenzgesetz (HmbTG): http://www.luewu.de/gvbl/2012/29.pdf  
17 Landestransparenzgesetz Rheinland-Pfalz (LTanspG) https://transparenzgesetz.rlp.de  /transparenzrlp/de/home  

Bundesumweltministerium (BMUB) / BfS: Station Schauinsland 
Ergebnisse der Luftüberwachung 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 
(BMVI) /  Eisenbahn-Bundesamt: Umgebungslärmkartierung 

3 Gesetz:  
Bremer Informa-
tionsfreiheitsge-
setz (BremIFG)15 
 
Bremische Bürger-
schaft 
2006 , 2011, 2016 

Ziel ist es, mangelnde In-
formiertheit über Verwal-
tungshandeln durch das 
Prinzip der Transparenz 
staatlichen Handelns zu 
ersetzen (Gesetzesbegrün-
dung 2004). 
 

Behörden des Landes, der 
Gemeinden und der sons-
tigen der Aufsicht des Lan-
des unterstehenden juris-
tischen Personen des öf-
fentlichen Rechts 

Auf Antrag wie beim Bundes-

IFG, seit 2016 auch maschinen-

lesbar + sehr viel weitergehende 

proaktive Veröffentlichung von 

aufgezählten Kategorien von Do-

kumenten und Daten mit Metada-

ten in einem zentralen Informati-

onsregister  

Zugang: Alle vorhandenen Informationen, die nicht unter die 
Ausnahmen fallen.  
Veröffentlichung: „geeignete Informationen“, insbes. Hand-
lungsempfehlungen, Statistiken, Gutachten, Haushaltspläne, 
Stellen- und Bewirtschaftungspläne, Subventions- und Zuwen-
dungsvergaben, erteilte Baugenehmigungen, Verbraucherinfor-
mationen nach VIG, gerichtliche Entscheidungen, Senatsvorla-
gen nach Beschlussfassung und Mitteilungen an die Bürger-
schaft, Unterlagen, Protokolle und Beschlüsse öffentlicher Sit-
zungen, Entgeltvereinbarungen, Unternehmensdaten städti-
scher Beteiligungen einschließlich Vergütungen und Nebenleis-
tungen für die Leitung, Verträge der Daseinsvorsorge und Ver-
gütungsverträge für Gutachten. 

4 Gesetz:  
Hamburgisches 
Transparenzge-
setz (HmbTG)16 
 
Hamburgische Bür-
gerschaft 2012 

Zweck dieses Gesetzes ist 

es, durch ein umfassendes 

Informationsrecht die vor-

handenen Informationen bei 

Schutz personenbezogener 

Daten zugänglich zu ma-

chen und zu verbreiten, um 

die demokratische Mei-

nungs- und Willensbildung 

zu fördern und eine Kon-

trolle des staatlichen Han-

delns zu ermöglichen. 

Wie Bremen plus natürli-

che oder juristische Perso-

nen des Privatrechts soweit 

sie öffentliche Aufgaben 

der Daseinsvorsorge wahr-

nehmen oder öffentliche 

Dienstleistungen unter Kon-

trolle der FHH erbringen. 
Nicht verpflichtet sind Ge-
richte, Strafverfolgungsbe-
hörden, Verfassungs-
schutz, Rechnungshof u. ä. 

Ähnlich gestaltet wie in Bremen 
+ proaktive Veröffentlichung 
von Dokumenten und Daten mit 
Metadaten in zentralem Infor-
mationsregister zur maschinel-

len Weiterverarbeitung in offe-

nem wiederverwendbarem For-

mat. das auf verbreiteten und frei 

zugänglichen Standards basiert. 

Dokumente müssen leicht auf-

findbar und maschinell durch-

suchbar sein. 

Wie Bremen + Geodaten, Ergebnisse über schädliche Umweltein-

wirkungen sowie über den Zustand der Umwelt, das Baumkataster, 

öffentliche Pläne, insbesondere Bauleit-und Landschaftspläne (ent-

sprechend Umweltinformationsgesetz, siehe unten). 

5 Gesetz: 
Landestranspa-
renzgesetz Rhein-
land-Pfalz 
(LTanspG)17 
 
Landtag Rheinland-
Pfalz 1.1.2016 

Zugang um die Transpa-
renz und Offenheit der 
Verwaltung zu vergrö-
ßern. So sollen die demo-
kratische Meinungs- und 
Willensbildung gefördert, 
die Möglichkeit der Kon-
trolle staatlichen Han-

Wie Bremen, jedoch 
Übergangsfrist bis zu 5 
Jahren. 
Veröffentlichungspflicht 
auf der Transparenzplatt-
form gilt bis auf Organisa-
tionspläne nicht für die 
Gemeinden und deren 
Behörden.  

Wie Hamburg. Zusätzlich: So-
weit Rückmeldungen den 
Schluss zulassen, dass be-
stimmte Informationen der Er-
läuterung bedürfen, sind diese 
in verständlicher Weise abzu-
fassen  
 

Wie Hamburg und Bremen, abweichend u.a. die Grenzen für 
wesentliche Inhalte von Verträgen von öffentlichen Interesse 
mit einem Auftragswert hier von mehr als 20.000 EUR und Zu-
wendungen ab 1.000 EUR, bei öffentlichen Plänen ausdrücklich 
der Landeskrankenhausplan 
Umweltinformationen entsprechend UIG (siehe unten)  

https://bremen.beck.de/bremen.aspx?vpath=bibdata/ges/brifg/cont/brifg.htm&mode=all
http://www.luewu.de/gvbl/2012/29.pdf


 

 

                                                
18 Satzung zur Regelung des Zugangs zu Informationen des eigenen Wirkungskreises der Stadt/Gemeinde; Version 5c, November 2014 http://informationsfreiheit.org/mustersatzung  
19 Satzung zur Regelung des Zugangs zu Informationen des eigenen Wirkungskreises der Landeshauptstadt München https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/DOK/SITZUNGSVORLAGE/2242932.pdf  
20 Satzungsempfehlung für Transparenz und Informationsfreiheit in den Kommunen von Nordrhein-Westfalen (Transparenzsatzung) http://www.nrw-blickt-durch.de/fa/pdf/transparenz_satzung_nrw.pdf   

delns durch die Bürgerin-
nen und Bürger verbes-
sert, die Nachvollziehbar-
keit von politischen Ent-
scheidungen erhöht sowie 
die Möglichkeiten des In-
ternets für einen Dialog 
zwischen Staat und Gesell-
schaft genutzt werden. 

Beschränkungen für 
Landtag, die Gerichte so-
wie Strafverfolgungs- und 
–Vollstreckungsbehörden, 
den Rechnungshof u.a. Be-
hörden sowie Sparkassen 
und den Öffentlichen 
Rundfunk  

6 Vorschlag für 
Kommunale  
Informations-frei-
heits-Satzung in 
Bayern 18 
 
Bündnis Informati-
onsfreiheit für Bay-
ern 
(Version 5c, Nov. 
2014) 

Gewährleistung des freien 
Zugangs zu den vorhande-
nen Informationen. Nach-
vollziehbare Entschei-
dungsgrundlagen und 
transparente Entschei-
dungsabläufe und um den 
Aufwand individueller An-
tragstellung und -erledi-
gung gering zu halten. 

Die Stadt / Gemeinde so-
wie die von der Stadt ver-
walteten Anstalten des öf-
fentlichen Rechts, die 
städtischen Eigenbetriebe 
sowie die ganz oder teil-
weise in Besitz befindli-
chen Unternehmen, unab-
hängig von deren Rechts-
form. 

Veröffentlichung von Informati-
onen von allgemeinem und öf-
fentlichem Interesse. Alle nicht 
bereits im Internet veröffent-
lichten Informationen sind nach 
Maßgabe dieser Satzung auf An-
trag zugänglich zu machen. 

Wie Bremen, entsprechend Tagesordnungen und Beschlüsse 
des Gemeinde-/Stadtrates, + Unterlagen über geplante und 
durchgeführte Bauvorhaben, Entscheidungen in Gerichtsver-
fahren, an denen die Stadt/Gemeinde beteiligt ist, sowie alle 
weiteren Informationen von öffentlichem Interesse unter Wah-
rung der Grundsätze dieser Satzung. 

7 Informationsfrei-
heitssatzung der 
Landeshaupt-
stadt München19 
  
Beschluss des 
Stadtrates 26.1. 
2011, ergänzt 2015  

Keine Angaben Stadtverwaltung ein-
schließlich Eigenbetriebe, 
erweitert auf Gesellschaf-
ten mit beschränkter Haf-
tung bei denen die Lan-
deshauptstadt Alleinge-
sellschafter ist 

Gewährung des Zugangs auf An-
trag. Der Antrag muss erkennen 
lassen, zu welchen Informatio-
nen der Zugang gewünscht 
wird. Ist der Antrag zu unbe-
stimmt, so ist Gelegenheit zur 
Präzisierung zu geben und die 
Person ggfs. zu beraten. 
Die Stadt kann Auskunft ertei-
len, Akteneinsicht gewähren    
oder Informationen in sonstiger 
Weise zur Verfügung stellen 

Alle amtlichen Informationen in Angelegenheiten des eigenen 
Wirkungskreises sofern kein Ausschluss oder keine Beschrän-
kung nach dieser Satzung besteht. Beispielhaft werden ge-
nannt: Verwaltung des Gemeindevermögens, Örtliche Ver-
kehrsplanung, Straßen- und Wegebau, Ortsplanung, Feuer-
schutz, Örtliche Kulturpflege, Volks- und Berufsschulwesen, Er-
wachsenenbildung, Örtliches Gesundheitswesen, Erhaltung 
ortsgeschichtlicher Denkmäler und Bauten.  
Amtliche Information ist jede amtlichen Zwecken dienende 
Aufzeichnung, unabhängig von der Art ihrer Speicherung. Ent-
würfe und Notizen, die nicht Bestandteil eines Vorgangs wer-
den sollen, gehören nicht dazu. 

8 Satzungsempfeh-
lung für Transpa-
renz und Informa-
tionsfreiheit in 
den Kommunen 
von NRW20 

Dem aus dem Demokratie-
prinzip folgenden Grund-
satz der Zugänglichkeit 
der bei der Kommune vor-
handenen Informationen 
für die Allgemeinheit soll 

Die Kommune (ohne nä-
here Bestimmung) 

Veröffentlichung über ein zent-
rales Informationsregister so-
wie Zugang auf Antrag für nicht 
veröffentlichte Informationen, 
sofern keine Ausnahmerege-
lung. Es ist zu erfassen, von 

Wie Hamburg, entsprechend Beschlüsse des Rates oder Kreis-
tages. Zusätzlich Tätigkeitsberichte und Ergebnisse der Rech-
nungsprüfung, interne Gutachten und Studien der Kommune, 
sowie Gutachten, Studien und Vermerke externer Stellen, so-
weit sie von der Kommune in Auftrag gegeben wurden, in die 

http://informationsfreiheit.org/mustersatzung
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/DOK/SITZUNGSVORLAGE/2242932.pdf
http://www.nrw-blickt-durch.de/fa/pdf/transparenz_satzung_nrw.pdf


 

 

                                                
21 Umweltinformationsgesetz (UIG) https://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/uig_2005/gesamt.pdf  

 
Bündnis „NRW 
blickt durch“ (Bund 
der Steuerzahler, 
Mehr Demokratie, 
NABU, Transparen-
cy International 
(Juli 2015) 

weitest mögliche Geltung 
verschafft werden. Dieser 
Zugang soll möglichst um-
fänglich mittels Veröffent-
lichung gewährleistet 
werden, um die demokra-
tische Meinungs- und Wil-
lensbildung und aktive 
Teilhabe der Bevölkerung 
am öffentlichen Leben zu 
fördern und eine bessere 
Kontrolle des staatlichen 
Handelns zu ermöglichen 
 

wem die Information wann er-
stellt wurde, zu welchen Kate-
gorien sie gehört und wann sie 
von welcher Stelle in das Regis-
ter eingestellt wurde. Bei Ver-
trägen sind alle Vertragspartei-
en zu erfassen. Alle Informatio-
nen müssen leicht auffindbar, 
maschinell mindestens nach 
den genannten Datenkategorien 
und im Volltext durchsuchbar 
und für die Nutzer druck- und 
speicherbar sein. Bei Änderun-
gen muss neben der Änderung 
die jeweilige Fassung für jeden 
Zeitpunkt abrufbar sein. 

Entscheidung der Kommune einfließen oder ihrer Vorberei-
tung dienen, Geodaten sowie Bodenrichtwertkarten und Miet-
spiegel, Ergebnisse von Messungen, Beobachtungen und sonsti-
gen Erhebungen über schädliche Umwelteinwirkungen, Um-
weltgefährdungen sowie über den Zustand der Umwelt, die von 
der Kommune außerhalb ihrer Überwachungstätigkeit im Ein-
zelfall durchgeführt werden, Informationen hinsichtlich derer 
die Kommune eine Beteiligung der Öffentlichkeit oder Ausle-
gung durchführt, In-formationen über Sponsoring und Spen-
den, insbesondere über Gewährende, Empfänger, Höhe, Rechts-
grundlage und Zweck von erhaltenen oder gewährten Zahlun-
gen und Leistungen, Vergabeentscheidungen über Bauleistun-
gen, Lieferungen, Dienstleistungen und sonstige Leistungen, 
aufsichtsrechtliche Entscheidungen der Fach- und Rechtsauf-
sicht, Informationen mit kommunalem Bezug, die bereits auf-
grund einer Rechtsnorm außerhalb dieses Gesetzes offengelegt 
oder bekanntgemacht werden, sowie alle weiteren, den in die-
sem Absatz genannten Gegenständen vergleichbaren Informati-
onen von öffentlichem Interesse 

9 Gesetz: Umweltin-
formationsgesetz 
(UIG)21 
 
Deutscher Bundes-
tag 2005  
(letzte Aktualisie-
rung Okt. 2014) 

Zweck dieses Gesetzes ist 
es, den rechtlichen Rah-
men für den freien Zugang 
zu Umweltinformationen 
bei informationspflichti-
gen Stellen sowie für die 
Verbreitung dieser Um-
weltinformationen zu 
schaffen. 
 

Stellen des Bundes und 
der bundesunmittelbaren 
Verwaltung, juristische 
Personen des öffentlichen 
Rechts, einschließlich Gre-
mien, die diese Stellen be-
raten, die obersten Bun-
desbehörden, soweit sie 
im Rahmen der Gesetzge-
bung tätig werden, natür-
liche oder juristische Per-
sonen des Privatrechts, 
soweit sie öffentliche Auf-
gaben wahrnehmen oder 
öffentliche Dienstleistun-
gen erbringen, die im Zu-
sammenhang mit der Um-
welt stehen und dabei der 
Kontrolle des Bundes oder 
einer unter der Aufsicht 

Gewährung des Zugangs zu den 
vorhandenen Informationen auf 
Antrag ohne Begründung in der 
gewünschten Form (Auskunfts-
erteilung, Akteneinsicht oder in 
sonstiger Weise). Der Antrag 
muss erkennen lassen, zu wel-
chen Umweltinformationen Zu-
gang gewünscht wird. Ist der 
Antrag zu unbestimmt, ist Gele-
genheit zur Präzisierung zu ge-
ben. 
Stellen unterrichten die Öffent-
lichkeit in angemessenem Um-
fang über die Umwelt in ver-
ständlicher Darstellung und 
leicht zugänglichen Formaten. 
Hierzu sollen, soweit vorhan-
den, elektronische Kommunika-
tionsmittel verwendet werden.  

Umweltinformationen sind alle Daten über 1. den Zustand 
von Umweltbestandteilen wie Luft und Atmosphäre, Wasser, 
Boden, Landschaft und natürliche Lebensräume einschl. 
Feuchtgebiete, Küsten- und Meeresgebiete, die Artenvielfalt, 
einschl. gentechnisch veränderter Organismen, 2. Faktoren wie 
Stoffe, Energie, Lärm und Strahlung, Abfälle aller Art sowie 
Emissionen, Ableitungen und sonstige Freisetzungen von Stof-
fen in die Umwelt, die sich auf die Umweltbestandteile auswir-
ken können; 3. Maßnahmen oder Tätigkeiten, die sich auf die 
Umweltbestandteile oder Faktoren auswirken, den Schutz von 
Umweltbestandteilen bezwecken (politische Konzepte, Rechts-
vorschriften, Abkommen, Pläne und Programme), 4. Berichte 
über die Umsetzung des Umweltrechts; Kosten-Nutzen-Analy-
sen oder sonstige wirtschaftliche Analysen und Annahmen, die 
zur Vorbereitung oder Durchführung von Maßnahmen oder Tä-
tigkeiten verwendet werden, und den Zustand der menschli-
chen Gesundheit und Sicherheit, die Lebensbedingungen des 
Menschen sowie Kulturstätten und Bauwerke, soweit sie vom 
Zustand der Umweltbestandteile oder Faktoren, Maßnahmen 
oder Tätigkeiten betroffen sind oder sein können, einschl. der 
Kontamination der Lebensmittelkette. Dazu gehören auch 1. 

https://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/uig_2005/gesamt.pdf


 

 

                                                
22 http://bremen.beck.de/bremen.aspx?vpath=bibdata\ges\brgeozg\cont\brgeozg.g3.htm&mode=all  
23 Gesetz zur Verbesserung der gesundheitsbezogenen Verbraucherinformation (Verbraucherinformationsgesetz – VIG) https://www.gesetze-im-internet.de/vig/BJNR255810007.html  

des Bundes stehenden ju-
ristischen Person des öf-
fentlichen Rechts unterlie-
gen 
 
 

Die Bundesregierung veröffent-
licht im Abstand von nicht mehr 
als vier Jahren einen Bericht 
über den Zustand der Umwelt 
im Bundesgebiet, der Informati-
onen über die Umweltqualität 
und vorhandene Umweltbelas-
tungen enthält  

der Wortlaut von völkerrechtlichen Verträgen, Rechtsvorschrif-
ten mit Bezug zur Umwelt; 2. politische Konzepte sowie Pläne 
und Programme mit Bezug zur Umwelt; 3. Berichte über den 
Stand der Umsetzung von Rechtsvorschriften, Konzepten, Plä-
nen und Programmen nach Nr .1 und 2; 4. Daten der Überwa-
chung von Tätigkeiten, die sich auf die Umwelt auswirken oder 
wahrscheinlich auswirken; 5. Zulassungsentscheidungen, die 
erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt haben, 6. Zusammen-
fassende Darstellung und Bewertung der Umweltauswirkungen 
nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung und 
Risikobewertungen im Hinblick auf Umweltbestandteile 

10 Umweltinformati-
onsgesetz für das 
Land Bremen 
(BremUIG)22  

Bremische Bürger-
schaft 15. Nov. 
2005  

Umsetzung der EU-
Richtlinie 2003/4/ 
EG über den Zu-
gang der Öffent-
lichkeit zu Umwel-
tinformationen / 
Ergänzung zum 
UIG des Bundes  

Zweck dieses Gesetzes ist 
es, den rechtlichen Rah-
men für den freien Zugang 
zu Umweltinformationen 
bei informationspflichti-
gen Stellen im Sinne des § 
2 sowie für die Verbrei-
tung dieser Umweltinfor-
mationen zu schaffen (§1).  

Senat, Behörden des Lan-
des, der Stadtgemeinden 
Bremen und Bremerhaven 
und andere Stellen der öf-
fentlichen Verwaltung so-
wie die sonstigen der Auf-
sicht des Landes unter-
stehenden juristischen 
Personen des öffentlichen 
und privaten Rechts, ein-
schließlich Gremien, die 
diese Stellen beraten; na-
türliche oder juristische 
Personen des Privatrechts 
analog zum UIG des Bun-
des. 

Analog zur Bundesebene 
 

Ergänzend zum UIG des Bundes alle entsprechenden Informati-
onen auf Landesebene. 

11 Gesetz zur Verbes-

serung der gesund-

heitsbezogenen 

Verbraucherinfor-

mation  

(Verbraucherinfor-

mationsgesetz – 

VIG)23 

 

Durch dieses Gesetz erhal-
ten Verbraucherinnen und 
Verbraucher freien Zu-
gang zu den bei informati-
onspflichtigen Stellen vor-
liegenden Informationen 
damit der Markt transpa-
renter gestaltet und hier-
durch der Schutz vor ge-
sundheitsschädlichen  

Jede Behörde, die auf 
Grund bundes- oder lan-
desrechtlicher Vorschrif-
ten öffentlich-rechtliche 
Aufgaben nach dem Le-
bensmittel- und Futter-
mittelgesetzbuch oder 
dem Produktsicherheits-
gesetzes erfüllt; jede na-
türliche oder juristische 
Person des Privatrechts, 

Gewährung des Zugangs zu den 
bei einer Stelle vorhandenen In-
formationen, unabhängig von 
der Art ihrer Speicherung so-
weit kein Ausschluss- oder Be-
schränkungsgrund vorliegt.  
Die Information wird auf Antrag 
erteilt. Der Antrag muss hinrei-
chend bestimmt sein und insbe-
sondere erkennen lassen, auf 

Vorliegende Informationen über 1. Erzeugnisse im Sinne des 
Lebens-mittel- und Futtermittelgesetzbuches sowie 2. Verbrau-
cherprodukte, die dem Produktsicherheitsgesetzes unterfallen, 
sowie alle Daten über 1. von den nach Bundes- oder Landes-
recht zuständigen Stellen festgestellte nicht zulässige Abwei-
chungen von Anforderungen des Lebensmittel- und Futtermit-
tel- und des Produktsicherheitsrechts, unmittelbar geltende eu-
ropäische Rechtsakte im Anwendungsbereich der genannten 
Gesetze sowie Maßnahmen und Entscheidungen, die im Zusam-
menhang mit den genannten Abweichungen getroffen worden 
sind, 2. von einem Erzeugnis oder einem Verbraucherprodukt 

http://bremen.beck.de/bremen.aspx?vpath=bibdata/ges/brgeozg/cont/brgeozg.g3.htm&mode=all
https://www.gesetze-im-internet.de/vig/BJNR255810007.html


 

 

                                                
24 http://www.bundeshaushalt-info.de/fileadmin/de.bundeshaushalt/content_de/dokumente/2016/soll/Haushaltsplan-2016.pdf  
25 http://www.bundeshaushalt-info.de/#/2016/soll/ausgaben/einzelplan.html  
26 https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/beteiligungsportal/StM/140717_Planungsleitfaden.pdf  

Deutscher Bundes-
tag 2007, zuletzt 
geändert 2012 

oder sonst unsicheren Er-
zeugnissen und Verbrau-
cherprodukten sowie vor 
Täuschung verbessert 
wird.  
 

die entsprechende Aufga-
ben unter Aufsicht einer 
Behörde wahrnimmt; Ge-
meinden oder Gemeinde-
verbände nur, wenn Auf-
gaben durch Landesrecht 
übertragen worden sind. 
Bundestag, Landtage und 
Gerichte, nur soweit sie 
Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung wahrnehmen; 
Rundfunkanstalten und 
die Presse nur bedingt. 

welche Informationen er ge-
richtet ist. Ferner soll der An-
trag den Namen und die An-
schrift des Antragstellers ent-
halten. 
Die informationspflichtige Stelle 
kann Informationen, zu denen 
Zugang zu gewähren ist, auch 
unabhängig von einem Antrag 
über das Internet oder in sons-
tiger öffentlich zugänglicher 
Weise zugänglich machen. Die 
Informationen sollen für die 
Verbraucherinnen und Ver-
braucher verständlich darge-
stellt werden. 

ausgehende Gefahren oder Risiken für Gesundheit und Sicher-
heit von Verbraucherinnen und Verbrauchern, 3. die Zusam-
mensetzung von Erzeugnissen und Verbraucherprodukten, ihre 
Beschaffenheit, die physikalischen, chemischen und biologi-
schen Eigenschaften einschließlich ihres Zusammenwirkens 
und ihrer Einwirkung auf den Körper, auch unter Berücksichti-
gung der bestimmungsgemäßen Verwendung oder vorherseh-
baren Fehlanwendung, 4. die Kennzeichnung, die Herkunft, die 
Verwendung, das Herstellen und das Behandeln von Erzeugnis-
sen und Verbraucherprodukten, 5. zugelassene Abweichungen, 
6. die Ausgangsstoffe und die bei der Gewinnung der Ausgangs-
stoffe angewendeten Verfahren, 7. Überwachungsmaßnahmen 
oder andere behördliche Tätigkeiten zum Verbraucherschutz, 
einschließlich deren Auswertung sowie Statistiken über Ver-
stöße gegen das Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch und 
das Produktsicherheitsgesetz, soweit sie sich auf Erzeugnisse 
oder Verbraucherprodukte beziehen. 

12 Haushaltsgesetz 
201624 
Gesetz über die 
Feststellung des 
Bundeshaushalts-
plans für das Haus-
haltsjahr 2016 

(Deutscher Bun-
destag 21. 12.2015 

Primär Genehmigung 
durch das Parlament, zu-
sätzlich Kenntnisnahme 
durch die Öffentlichkeit 

Die Bundesregierung und 
Bundesbehörden 

Veröffentlichung des Haushalts-
plans in einem jährlichen Haus-
haltsgesetz, seit 2015 auch in 
maschinenlesbarer Form. 
Ohne gesetzliche Vorgaben 
auch alle Sollwerte und für die 
zurückliegenden Jahre die ent-
sprechenden Ist-Werte interak-
tiv im Netz25 

Einnahmen und Ausgaben nach Ministerien sowie Einnahme- 
und Ausgabegruppen, Personalübersicht über die Planstellen 
der verschiedenen Beschäftigtengruppen und Versorgungs-
empfänger im Haushaltsjahr 2014, die 20 größten Steuerver-
günstigungen des Bundes, die größten sonstigen steuerlichen 
Regelungen des Bundes, die 20 größten Finanzhilfen des Bun-
des, ÖPP-Projekte und privat vorfinanzierte öffentliche Bau-
maßnahmen sowie Einzelhaushalte u.v.a.m. (3.080 Seiten) 
 

13 Verwaltungsvor-
schrift zur Inten-
sivierung der Öf-
fentlichkeitsbe-
teiligung in Pla-
nungs- und Zulas-

sungsverfahren 26 
 
Landesregierung 
Baden-Württem-
berg (Dez. 2013) 

Diese Vorschrift hat das 
Ziel, die Beteiligungskul-
tur zu fördern und mit der 
Öffentlichkeitsbeteiligung 
weiterzuentwickeln.  
Augenhöhe, Transparenz 
und die Einbeziehung von 
Bürgerideen sind das Ziel 
einer stärkeren Öffentlich-
keitsbeteiligung. 

Staatliche Verwaltungs-
behörden als Vorhaben-
träger  

Erweiterte Öffentlichkeitsbetei-
ligung mit frühzeitiger Unter-
richtung, möglichst vor Antrag-
stellung bei der Planung, Zulas-
sung und Realisierung von Vor-
haben, für deren Zulassung ein 
Planfeststellungsverfahren oder 
Zulassungsverfahren nach Bun-
desemissionsschutzgesetz 
durchzuführen ist. Veröffentli-
chung von Unterlagen im Netz. 

Das Land als Vorhabenträger soll zur Unterstützung der frühen 
und der nicht-förmlichen Öffentlichkeitsbeteiligung Unterlagen 
im Internet veröffentlichen, die für die Information der Öffent-
lichkeit nicht unwesentlich sind: Ziele eines Vorhabens, die Mit-
tel es zu verwirklichen und die voraussichtlichen Auswirkun-
gen. Vor dem Erörterungstermin im Raumordnungsverfahren 
hat das Land als Vorhabenträger einen schriftlichen Bericht 
vorzulegen, der die wesentlichen Schritte und Erkenntnisse aus 
der frühen und der nicht-förmlichen Öffentlichkeitsbeteiligung 
zusammenfasst. 

http://www.bundeshaushalt-info.de/fileadmin/de.bundeshaushalt/content_de/dokumente/2016/soll/Haushaltsplan-2016.pdf
http://www.bundeshaushalt-info.de/#/2016/soll/ausgaben/einzelplan.html
https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/beteiligungsportal/StM/140717_Planungsleitfaden.pdf


 

 

 
  

                                                
27 http://www.buergerdialog-a33nord.de/ 

14 Vereinbarung zur 
Zusammenarbeit 
Modellprojekt A 
33 Nord27 
Nds. Ministerium 
für Wirtschaft, Ar-
beit und Verkehr, 
Nds. Landesbe-
hörde für Straßen-
bau und Verkehr 
und Bertelsmann 
Stiftung Sept. 2012 

Einrichtung eines Dialog-
forums, das erweiterte 
und innovative Formen 
der Bürgerbeteiligung ge-
meinsam mit dem Vor-ha-
benträger planen und 
durchführen soll, damit 
sich die Bürgerinnen und 
Bürger eine fundierte Mei-
nung bilden, ihre Interes-
sen einbringen und Ver-
ständnis für die Position 
anderer und die Entschei-
dung entwickeln können 

Landesamt für Straßenbau 
und Verkehr als Vorha-
benträger 

Organisation eines Dialogs und 
zur Kooperation mit dem Dia-
logforum aus Vertretern von In-
stitutionen und Initiativen so-
wie zur Durchführung der ge-
meinsam beschlossenen Infor-
mations- und Konsultationsver-
anstaltungen und Erstellung 
von begleitenden Print- und In-
ternetangeboten mit umfassen-
den und verständlichen Infor-
mationen. 

Informationen zu allen Schritten bei der Entwurfsplanung für 
den Lückenschluss der A 33 Nord im Raum Osnabrück (nach 
der Linienbestimmung und vor der Genehmigungsplanung), 
insbesondere über die Untersuchung von Fauna und Flora und 
notwendige Ausgleichsmaßnahmen, ein Verkehrsgutachten, ein 
schalltechnisches und ein landwirtschaftliches Gutachten, die 
Wegplanung und die Erörterung von rechtlichen Fragen mit 
Anliegern. Protokolle aller Sitzungen des Dialogforums und Zu-
sammenfassungen der Informations- und Fachveranstaltungen, 
eine Informationsbroschüre und eine Evaluationsstudie der 
ersten beiden Jahre sowie alle Berichte und Gutachten der Lan-
desbehörde wurden stets aktuell auf der für diesen Planungs-
prozess von der Landesbehörde eingerichteten Website veröf-
fentlicht. Eine besondere Innovation ist eine interaktive Über-
flugsimulation entlang der vorgegebenen Linienführung. 

http://www.buergerdialog-a33nord.de/


 

 

 Ausnahmen, Beschrän-
kungen, Verweige-
rungstatbestände 

 

Die gesetzlich gewährten 
Zugangsrechte und Veröf-
fentlichungspflichten un-
terliegen umfangreichen 
Ausnahmen und Beschrän-
kungen. Vorlage für alle 
hier betrachteten Gesetze 
und Satzungen sind die 
Bestimmungen im IFG des 
Bundes aus dem Jahre 
2006. 

 

Diese Regelungen werden 
hier vorab wörtlich wie-
dergegeben. Bei den ein-
zelnen Gesetzen und Sat-
zungen werden dann nur 
Abweichungen dargestellt. 

§ 3 Besondere Öffentliche Belange: Zugang ist nicht zu gewähren, wenn das Bekanntwerden nachteilige Auswirkungen haben kann auf internationale 
Beziehungen, militärische und sonstige sicherheitsempfindliche Belange der Bundeswehr oder der inneren oder äußeren Sicherheit, Kontroll- oder 
Aufsichtsaufgaben der Finanz-, Wettbewerbs- und Regulierungsbehörden, Angelegenheiten der externen Finanzkontrolle, Maß-nahmen zum Schutz vor 
unerlaubtem Außenwirtschaftsverkehr, die Durchführung eines laufenden Gerichtsverfahrens, den Anspruch einer Person auf ein faires Verfahren oder 
die Durchführung strafrechtlicher, ordnungswidrigkeitsrechtlicher oder disziplinarischer Ermittlungen; wenn das Bekanntwerden die öffentliche Si-
cherheit gefährden kann; wenn und solange die notwendige Vertraulichkeit internationaler Verhandlungen oder die Beratungen von Behörden beein-
trächtigt werden; wenn die Information einer durch Rechtsvorschrift oder durch die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum materiellen und organisato-
rischen Schutz von Verschlusssachen geregelten Geheimhaltungs- oder Vertraulichkeitspflicht oder einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis 
unterliegt; hinsichtlich vorübergehend beigezogener Information einer anderen öffentlichen Stelle, die nicht Bestandteil der eigenen Vorgänge werden 
soll, wenn das Bekanntwerden der Information geeignet wäre, fiskalische Interessen des Bundes im Wirtschaftsverkehr oder wirtschaftliche Interessen 
der Sozialversicherungen zu beeinträchtigen, bei vertraulich erhobener oder übermittelter Information, soweit das Interesse des Dritten an einer ver-
traulichen Behandlung im Zeitpunkt des Antrags auf Informationszugang noch fortbesteht, gegenüber den Nachrichtendiensten sowie den Behörden 
und sonstigen öffentlichen Stellen des Bundes, soweit sie Aufgaben im Sinne des § 10 Nr. 3 des Sicherheitsüberprüfungsgesetzes wahrnehmen.  

§ 4 Schutz des behördlichen Entscheidungsprozesses; Entwürfe zu Entscheidungen sowie Arbeiten und Beschlüsse zu ihrer unmittelbaren Vorberei-
tung, soweit und solange durch die vorzeitige Bekanntgabe der Erfolg der Entscheidung oder bevorstehender behördlicher Maßnahmen vereitelt würde. 
Nicht der unmittelbaren Entscheidungsvorbereitung dienen regelmäßig Ergebnisse der Beweiserhebung und Gutachten oder Stellungnahmen Dritter. 

§ 5 Schutz personenbezogener Daten: Zugang darf nur gewährt werden, soweit das Informationsinteresse des Antragstellers das schutzwürdige Inte-
resse des Dritten am Ausschluss überwiegt oder der Dritte eingewilligt hat. Besondere Arten personenbezogener Daten im Sinne des § 3 Abs. 9 des 
BDSG dürfen nur übermittelt werden, wenn der Dritte ausdrücklich eingewilligt hat. Das Informationsinteresse des Antragstellers überwiegt nicht bei 
Informationen aus Unterlagen, soweit sie mit dem Dienst- oder Amtsverhältnis oder einem Mandat des Dritten in Zusammenhang stehen und bei Infor-
mationen, die einem Berufs- oder Amtsgeheimnis unterliegen. Das Informationsinteresse des Antragstellers überwiegt das schutzwürdige Interesse des 
Dritten am Ausschluss des Informationszugangs in der Regel dann, wenn sich die Angabe auf Name, Titel, akademischen Grad, Berufs- und Funktionsbe-
zeichnung, Büroanschrift und -telekommunikationsnummer beschränkt und der Dritte als Gutachter, Sachverständiger oder in vergleichbarer Weise 
eine Stellungnahme in einem Verfahren abgegeben hat. Name, Titel, akademischer Grad, Berufs- und Funktionsbezeichnung, Büroanschrift und -tele-
kommunikationsnummer von Bearbeitern sind vom Informationszugang nicht ausgeschlossen, soweit sie Ausdruck und Folge der amtlichen Tätigkeit 
sind und kein Ausnahmetatbestand erfüllt ist. 

§ 6 Schutz des geistigen Eigentums und von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen: Der Anspruch besteht nicht, soweit der Schutz geistigen Eigen-
tums entgegensteht. Zugang zu Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen darf nur gewährt werden, soweit der Betroffene eingewilligt hat. 

Nr.  Verwen-
dung,  

Lizenz 

Ausnahmen, Beschränkungen, Ver-
weigerungstatbestände 

Unterstützende 
Maßnahmen 

Beschwerde-
stelle 

Kontrolle Schwächen  Kommentar 

1 Informati-
onsfreiheits-
gesetz des 
Bundes 
(IFG) 

Weitergabe 
erlaubt 

Siehe oben keine Bundesbeauf-
tragter für In-
formations-
freiheit (BfDI) 

Zweijährlicher 
Tätigkeitsbe-
richt des BfDI 
an den Bundes-
tag und die Öf-
fentlichkeit, 
Jährliche Sta-
tistik  

Man muss sich an 
die Behörde wenden, 
die über die begehr-
ten Daten verfügt 

Evaluation 2012, 
Empfehlungen 
nicht umgesetzt 

Ext. Kontrolle 
durch  
https://fragden-
staat.de/  

https://fragdenstaat.de/
https://fragdenstaat.de/


 

 

                                                
28 https://www.verwaltung-innovativ.de/DE/Regierungsprogramm/lp_17/Regierungsprogramm_Monitoring/open_government/open_government_node.html  

2 Nationaler 
Aktionsplan 
zur Um-set-
zung der 
OGD Charta 
der G8 

Ziel: in offe-
nen Forma-
ten frei wei-
terverarbeit-
bar 

 Handreichung zu   
„Open Data“-Aspek-
ten im Rahmen der 
Beschaffung von IT-
Systemen 

  Verordnung zur Um-
setzung der Veröf-
fentlichungspflicht 
angekündigt, aber 
bisher noch nicht 
vorgelegt 

Monitoringbericht 
Mitte 2015 veröf-
fentlicht28 

3 Bremer In-
formations-
freiheits-ge-
setz 
(BremIFG) 

Weitergabe 
erlaubt, Da-
ten unter of-
fener Lizenz 

Wie IFG des Bundes, bei Novellierung 2011 
auch Abwägungsgebot für Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse 

Zentrales Informati-
onsregister auf  
http://www.trans-
parenz.bremen.de/ 

Landesbeauf-
tragte für In-
formations-
freiheit (LfDI) 

Jährlicher Be-
richt des Se-
nats an die 
Bürgerschaft, 
Jährlicher Be-
richt der LfDI  

Separates Umweltin-
formationssystem, 
daher Zentrales In-
formationsregister 
nach IFG unvollstän-
dig 

Evaluation und Ak-
tualisierung 2011, 
Erweiterung auf 
offene Daten 2016 

4 Gesetz: Ham-
burgisches 
Transpa-
renzgesetz 
(HmbTG) 

Nutzung und 

Weiterver-

wendung frei, 

sofern höher-

rangige oder 

spezialgesetz-

liche Regelun-

gen nichts an-

deres bestim-

men 

Wie IFG des Bundes. Personenbezogene Da-
ten sind unkenntlich zu machen.  

Trennungsgebot: Die Behörden sollen Vor-
kehrungen treffen, damit Informationen, die 
Beschränkungen unterfallen, ohne unver-
hältnismäßigen Aufwand abgetrennt werden 
können. 

Informationsregister 
auf dem Transpa-
renzportal 

Der Hamb. 
LfDI.  

Wenn festge-
stellte Mängel 
nicht behoben 
werden, kann 
Beanstandung 
erfolgen. 

Zweijährlicher 
Tätigkeitsbe-
richt des LfDI 

Proaktive Veröffent-
lichung aller vor-
handenen Informati-
onen in maschinen-
lesbarer Form ist 
sehr aufwendig. Das 
Projekt hat von 2012 
– bis 2015 ca. 5 Mio. 
Euro gekostet 

Entstanden auf-
grund eines Bür-
gerbegehrens und 
orientiert an ei-
nem von NGOs 
vorgelegten Ent-
wurf mit einem 
Schwerpunkt auf 
sogenannten Offe-
nen Daten. 

5 Gesetz: Lan-
destranspa-
renzgesetz 
Rheinland-
Pfalz 
(LTanspG) 

Wie Ham-
burg. Die 
Stellen sollen 
sich entspre-
chende Nut-
zungsrechte 
bei der Be-
schaffung 
von Informa-
tionen ein-
räumen las-
sen. 

Wie IFG des Bundes 

 

 

Innerhalb von 3 Jah-
ren Transparenz-
plattform mit Such-
funktion und nicht 
anonymer Rückmel-
defunktion, um vor-
handene Informatio-
nen zu bewerten und 
auf Wünsche auf-
merksam zu machen. 
Bestellung eines Be-
auftragten, mög-
lichst den behördli-
chen Datenschutzbe-
auftragten (DSB) 

Der LfDI kann 
angerufen wer-
den. Unter-
stützung durch 
einen Beirat 
aus Vertretern 
gesellschaftli-
cher Gruppen, 
der Wissen-
schaft, des 
Landtags und 
der Landesre-
gierung 

Keine regelmä-
ßige Berichts-
pflicht.  

Evaluation im 
Auftrag der 
Landesregie-
rung nach 4 
Jahren. Verord-
nungs-ermäch-
tigung der Lan-
des-regierung 
zum Erlass von 
Regelungen zur 
Überwachung 

Schwache Verpflich-
tung der Gemeinden 
mit sehr langer 
Übergangs-frist (5 
Jahre) 

Gute Integration 
der gesetzlichen 
Verpflichtungen 
aus Umweltinfor-
mations- und Geo-
datenzugangsge-
setz. Keine Erwei-
terung über das 
VIG des Bundes 
hinaus 

 

 

https://www.verwaltung-innovativ.de/DE/Regierungsprogramm/lp_17/Regierungsprogramm_Monitoring/open_government/open_government_node.html


 

 

6 Informations-
freiheitssat-
zung für Bay-
ern 

Es dürfen Ko-
pien angefer-
tigt werden. 
Keine Vor-
schriften zur 
Verwendung. 

Analog IFG des Bundes. Abweichend Schutz 
der Rechtsdurchsetzung: Wohl des Bundes, 
des Landes oder der Stadt/ Gemeinde, Be-
triebs- und Geschäftsgeheimnisse: Wenn 
die schutzwürdigen Belange der Betroffenen 
das Offenbarungsinteresse der Allgemeinheit 
erheblich überwiegen.  

Schutz personenbezogener Daten: es sei 
denn zur Abwehr erheblicher Nachteile für 
das Allgemeinwohl oder von Gefahren für 
Leben, Gesundheit, persönliche Freiheit o. ä. 

 Ernennung ei-
nes IFB (mög-
lichst DSB), an 
den sich Perso-
nen wenden 
können, die der 
Ansicht sind, 
dass ihre 
Rechte nicht 
beachtet wor-
den sind. Er 
soll diese 
Rechte durch-
setzen. 

Recht des IFB 
zur Einsicht in 
Unterlagen und 
sich an den 
Oberbürger-
meister/ersten 
Bürgermeister 
zu wenden. Er 
darf über Um-
setzung und 
Schwierigkei-
ten einen Be-
richt veröffent-
lichen 

Hängt von der jewei-
ligen Ratsmehrheit 
ab 

Umgesetzt in 80 
Bayerischen Kom-
munen: http://in-
formationsfrei-
heit.org/uber-
sicht/. Teilweise 
nicht vollständig:  
z.B. München nur 
das Antragsverfah-
ren und nicht die 
Veröffentlichungs-
pflichten 

7  Informations-
freiheitssat-
zung der Lan-
deshaupt-
stadt Mün-
chen 

Es dürfen Ko-
pien angefer-
tigt werden. 
Keine Vor-
schriften zur 
Verwendung 

Analog IFG des Bundes, auch „Rücksichten 
auf das Wohl der Allgemeinheit oder berech-
tigte Ansprüche Einzelner.“ Ausdrücklich 
ausgeschlossen sind Informationen zu Rege-
lungsgegenständen des übertragenen Wir-
kungskreises im Sinne von Art. 8 und 58 
BayGO wie z. B. Statistische Erhebungen, 
Baugenehmigungsverfahren, Bauaufsicht, 
Bundestags-, Landtags- und Kommunalwah-
len, Gesundheitsamt und Veterinäramt, 
Schlachttier- und Fleischbeschau, Tierseu-
chengesetz, Lebensmittelkontrolle, Gewerbe-
wesen 

FAQ auf den städti-
schen Web-Seiten 

Keine Rege-
lung. 

In den FAQs: 
Im Falle einer 
Ablehnung 
kann der Infor-
mationssu-
chende gegen 
die Ablehnung 
mit Klage vor-
gehen. 

Keine Regelung Keine Übernahme 
der Veröffentli-
chungspflichten aus 
der Mustersatzung, 
keine Aktualisierung 
nach 2011 

 

8 Satzungsemp-
fehlung für 
Transparenz 
und Informa-
tionsfreiheit 
in den Kom-
munen von 
NRW 

Wie Transpa-
renzgesetz 
Hamburg 

 

Bezug auf die Regelungen im IFG NRW , die 
dem IFG des Bundes entsprechen. + Verträge 
wie im Hamburg. Transparenzgesetz + Bau-
genehmigungen für Vorhaben in einem 
Wohngebiet. 

Zugang zum Infor-
mationsregister 
wird in ausreichen-
dem Maße in öffent-
lichen Räumen ge-
währt. Für Tätigkei-
ten aufgrund der 
Satzung keine Ge-
bühren 

Der LfDI  

Für Streitigkei-
ten steht der 
Rechtsweg of-
fen 

Keine Regelung Wie in Hamburg mit 
hohem technischem 
und finanziellen Auf-
wand verbunden 

Soweit erkennbar 
bisher von keiner 
Kommune in NRW 
übernommen. In 
Köln hat der Rat 
einen Prüfantrag 
an die Verwaltung 
beschlossen 

9 Gesetz: Um-
weltinfor-
mationsge-
setz (UIG) 

Keine Anga-
ben 

Weitgehend ähnlich wie IFG des Bundes, 
zusätzlich Schutz öffentlicher Belange: nach-
teilige Auswirkungen auf den Zustand der 
Umwelt und ihrer Bestandteile oder auf 

.Die Stellen ergreifen 
Maßnahmen, um den 
Zugang zu erleich-
tern, indem Informa-
tionen zunehmend 

Anrufung des 
BfDI kann den 
BfDI Die Rege-
lungen des 
BDSG über die 

Die zuständi-
gen Stellen der 
öffentlichen 
Verwaltung, 

Noch keine explizi-
ten Regelungen zur 
Nutzung des Inter-
net  

 

http://informationsfreiheit.org/ubersicht/
http://informationsfreiheit.org/ubersicht/
http://informationsfreiheit.org/ubersicht/
http://informationsfreiheit.org/ubersicht/


 

 

Schutzgüter, es sei denn, das öffentliche Inte-
resse an der Bekanntgabe überwiegt.  

Der Zugang zu Umweltinformationen über 
Emissionen kann nicht unter Berufung auf 
diese Gründe abgelehnt werden.  

Umweltinformationen, die private Dritte ei-
ner informationspflichtigen Stelle übermit-
telt haben, ohne rechtlich dazu verpflichtet 
zu sein und deren Offenbarung nachteilige 
Auswirkungen auf die Interessen der Dritten 
hätte, nur mit Einwilligung es sei denn, das 
öffentliche Interesse an der Bekanntgabe 
überwiegt.  

über Mittel der 
elektronischen Kom-
munikation abruf-
bar gemacht werden.  

Sie benennen Aus-
kunftspersonen oder 
Informationsstellen 
und veröffentlichen 
geeignete allgemein-
verständliche Dar-
stellungen, aus de-
nen hervorgeht, über 
welche Informatio-
nen sie verfügen 

Befugnisse des 
BfDI finden An-
wendung. 

 

Die Vorschrif-
ten über den 
gerichtlichen 
Rechtsschutz 
bleiben unbe-
rührt 

die die Kon-
trolle für den 
Bund oder eine 
unter der Auf-
sicht des Bun-
des stehende 
juristische Per-
son des öffent-
lichen Rechts 
ausüben, über-
wachen die 
Einhaltung 
durch private 
informations-
pflichtige Stel-
len. Sie können 
erforderliche 
Maßnahmen 
ergreifen oder 
Anordnungen 
treffen.  

10 Umweltin-
formations-
gesetz für 
das Land 
Bremen 
(BremUIG) 

 

Keine Anga-

ben 

 

Für den Zugang zu Umweltinformationen so-
wie für die Verbreitung dieser Umweltinfor-
mationen gelten die Vorschriften des UIG des 
Bundes+ Ablehnung soweit durch die Bear-
beitung des Antrags die ordnungsgemäße 
Erfüllung der Aufgaben der Behörde beein-
trächtigt würde, bei wissenschaftlichen For-
schungsvorhaben einschließlich der im Rah-
men eines Forschungsvorhabens erhobenen 
und noch nicht abschließend ausgewerteten 
Daten, bis diese Vorhaben wissenschaftlich 
publiziert werden 

Bei dem für den Um-
weltschutz zuständi-
gen Mitglied des Se-
nats wird ein Inter-
net gestütztes Um-
weltinformations-
system mit einer 
Servicestelle einge-
richtet, das einen 
zentralen Zugang zu 
allen in Bremen bei 
den informations-
pflichtigen Stellen 
vorhandenen Um-
weltinformationen 
im Sinne des UIG des 
Bundes angeboten. 

Für Streitigkei-
ten um Ansprü-
che gegen in-
formations-
pflichtige pri-
vate Stellen ist 
der Verwal-
tungsrechts-
weg gegeben.  

Die zuständi-
gen Stellen der 
öffentlichen 
Verwaltung, 
die die Kon-
trolle für das 
Land oder eine 
unter der Auf-
sicht des Lan-
des stehende 
juristische Per-
son des öffent-
lichen Rechts 
sowie die 
Stadtgemein-
den ausüben 

  

11 Verbrau-

cherinforma-

tionsgesetz 

(VIG) 

Keine Anga-
ben 

Entgegenstehende öffentlicher Belange: 
wie IFG des Bundes, es sei denn, es handelt 
sich um Informationen über Abweichungen 

     



 

 

von gesetzlichen Anforderungen oder das öf-
fentliche Interesse überwiegt. 

Bei Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis-
sen, insbes. Rezepturen, Konstruktions- oder 
Produktionsunterlagen, Fertigungsverfah-
ren, Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
u. ä. Der Zugang kann nicht unter Berufung 
auf das Betriebs- und Geschäftsgeheimnis 
abgelehnt werden bei nicht zulässigen Ab-
weichungen von Bestimmungen des Lebens-
mittel-, Futtermittel- oder Produktsicher-
heitsgesetzes oder wenn im Einzelfall hinrei-
chende Anhaltspunkte vorliegen, dass eine 
Gefährdung oder ein Risiko für Sicherheit 
und Gesundheit ausgeht und auf Grund un-
zureichender wissenschaftlicher Erkenntnis 
oder aus sonstigen Gründen die Ungewiss-
heit nicht innerhalb der gebotenen Zeit be-
hoben werden kann, wenn Informationen 
über die Ausgangsstoffe und Zusammenset-
zung von Produkten im Rahmen der amtli-
chen Überwachungstätigkeit gewonnen wur-
den, die die Einhaltung der gesetzlichen 
Grenzwerte, Höchstgehalte oder Höchstmen-
gen betreffen. Gleiches gilt für den Namen 
des Händlers, der das Erzeugnis oder Ver-
braucherprodukt an Verbraucher abgibt, so-
wie für die Handelsbezeichnung und in den 
Fällen nicht zulässiger Abweichungen zu-
sätzlich für Namen und Anschrift des Her-
stellers sowie jedes Gliedes der Liefer- und 
Vertriebskette.  

12 Bundeshaus-
haltsgesetz 
(Jährlich) 

     Ausgaben nur sum-
marisch pro Stelle   
oder Art.  

Visualisierung auf 
https://offener-
haushalt.de/haus-
halt/bund/ . Dort 
Landkarte der zu-
gänglichen Haus-
haltspläne von 
Bundesändern und 
Kommunen 

https://offenerhaushalt.de/haushalt/bund/
https://offenerhaushalt.de/haushalt/bund/
https://offenerhaushalt.de/haushalt/bund/


 

 

                                                
29 https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/beteiligungsportal/StM/131217_VwV-Oeffentlichkeitsbeteiligung.pdf  

13 Verwaltungs-
vorschrift der 
Landesregie-
rung zur In-
tensivierung 
der Öffent-
lichkeitsbe-
teiligung in 
Planungs- 
und Zulas-
sungsverfah-
ren (Baden-
Württemberg)  

 Keine Regelungen Leitfaden29 Keine Regelun-
gen 

Keine Regelun-
gen 

Soll-Vorschrift für 
Behörden, kein 
Recht der Bürgerin-
nen und Bürger, 
keine Kontrolle oder 
Beschwerdemöglich-
keit bei Nicht-Beach-
tung 

Erweitert die bis-
her auf Träger     
öffentliche Belange 
beschränkten In-
formations- und 
Beteiligungsvor-
schriften auf Bür-
gerinnen und Bür-
ger  

14 Vereinbarung 
zur Zusam-
menarbeit 
Modellpro-
jekt A 33 
Nord 

Keine  

Vorschriften 

Keine Regelungen Begleitung durch 
Bertelsmann Stif-
tung und externe 
Evaluation 

Keine Regelun-
gen 

Externe Evalu-
ation und Ver-
öffentlichung 
der Zwischen-
bilanz und des 
Berichts 

Hoher Aufwand für 
Planung und Durch-
führung umfassen-
der und verständli-
cher Information  

Einmaliger und er-
folgreicher Lern-
prozess bei den be-
teiligten Behörden. 
Bisher keine Über-
tragung  

https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/beteiligungsportal/StM/131217_VwV-Oeffentlichkeitsbeteiligung.pdf


 

 

  

Wer ist die Allianz Vielfältige Demokratie? 
Die „Allianz Vielfältige Demokratie“ ist ein Netzwerk aus 120 Vordenkern und Praktikern 
aus Verwaltung, Politik und Zivilgesellschaft. Sie wurde von der Bertelsmann Stiftung initi-
iert und am 1. Oktober 2015 gegründet. Die Allianz will die Bürgerbeteiligung stärken und 
einen Beitrag zu einem konstruktiven Zusammenwirken von dialogischer, direkter und re-
präsentativer Beteiligung leisten. Sie setzt sich für inklusive und breite Beteiligung aller 
Bevölkerungsgruppen ein, um der sozialen Spaltung unserer Demokratie entgegenzuwir-
ken. 
Die Akteure aus Bund, Ländern und Kommunen arbeiten zusammen an der Gestaltung 
der vielfältigen Demokratie. Sie bringen hierfür ihre persönlichen Erfahrungen und ihre 
Expertise ein. Sie entwickeln, erproben und implementieren konkrete Lösungen für die 
demokratische Praxis. 
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